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1. Einleitung

Steuer- und Transferpolitische Simulationsmodelle zur Analyse der Aufkommens-

und Verteilungswirkungen von Reformprozessen erfordern mindestens einen Daten-

satz, der die in der Bundesrepublik Deutschland existierende Einkommensverteilung

befriedigend widerspiegelt. Die amtliche Statistik stellt eine Vielzahl von Daten zur

Einkommenssituation in der Bundesrepublik Deutschland bereit, wobei in einigen

Statistiken lediglich bestimmte Bevölkerungsgruppen betrachtet werden. Euler weist

auf drei Quellen hin, die die Einkommensverteilung vergleichsweise umfassend dar-

stellen: die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die Einkommensteuerstatistik

und die Einkommens- und Verbrauchsstichproben.1

Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung des Statistischen Bundesamtes stellt eine

aus der Sozialproduktsberechnung abgeleitete funktionale Einkommensverteilungs-

rechnung auf der Basis sektoral aggregierter Größen bereit. Einen weiteren Einblick

in die Einkommensverteilung gibt die amtliche Steuerstatistik, der allerdings im Ver-

gleich zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung andere begriffliche Abgrenzungen

zugrunde liegen2. Diese Daten können ebenso wie die der Volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnung zur Validierung von Modellen mit anderen, nichtamtlichen Datensät-

zen herangezogen werden. Zur Simulation alternativer Steuer- und Transfersysteme

ist die funktionale Einkommensverteilung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung

aufgrund der fehlenden Gliederungstiefe ungeeignet. Will man sich den privaten

Haushalten, nach unterschiedlichen Kriterien differenziert und disaggregiert zuwen-

den, sind über diese Daten hinausgehende Verteilungsrechnungen notwendig. 

Ende der fünfziger Jahre war man bestrebt den Wissensstand bei den Einkommens-

verteilungsrechnungen zu verbessern3. Zwei Datensätze dokumentieren seit dieser

Zeit regelmäßig die bundesdeutsche Einkommensverteilung: einerseits die Einkom-

mens- und Transferschichtung des Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung (DIW)

und andererseits die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) des Statisti

                                           
1 Vgl. Euler, M. (1985), S. 56.
2 Die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung verwendet das verfügbare Einkommen als Zielgröße zur

Darstellung der Einkommen privater Haushalte; die Steuerstatistik weist den Bruttolohn für Lohn-
steuerpflichtige und den Gesamtbetrag der Einkünfte für Einkommensteuerpflichtige nach.

3 Vgl. Kitterer, W. (1986), S. 25 ff und Lindner, H./Freitag, B. (1986), S. 141 ff
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schen Bundesamtes4. Allerdings stehen der empirischen Forschung, abgesehen von

lang zurückliegenden Untersuchungszeitpunkten der EVS5, diese Daten nicht voll-

ständig als Mikrodatensätze zur Verfügung. Die Einkommens- und Transferschich-

tung des DIW ist nur teilaggregiert erhältlich; sie basiert nicht auf einer Stichproben-

ziehung, sondern ist eine ”empirische Modellrechung”6. 

Mit dem Sozio-ökonomischen Panel ist seit 1984 ein Mikrodatensatz für die wissen-

schaftliche Nutzung bereitgestellt worden, der ebenfalls Rückschlüsse auf die perso-

nelle Einkommensverteilung zuläßt. Derzeit erfolgen Bestrebungen, auch die EVS

Universitäten und anderen Forschungseinrichtungen als Mikrodatensatz zur Verfü-

gung zu stellen. Des weiteren existieren synthetische Mikrodatensätze, die auf der

Basis aggregierter Daten entwickelt wurden7. Darüber hinaus nutzte beispielsweise

eine Forschergruppe des Sonderforschungsbereichs 3 Original-Veranlagungsdaten

von Finanzbehörden für ihre Simulationsmodelle8. Derzeit verfügt das Institut für An-

gewandte Wirtschaftsforschung (IAW) über einen mit den Finanzbehörden abgegli-

chenen Mikrodatensatz9. 

Nachfolgend werden diese potentiell nutzbaren Datensätze kurz charakterisiert und

auf ihre Eignung für steuer- und sozialpolitische Simulationen hin untersucht. Zu-

nächst erfolgt eine kurze Darstellung der Verteilungsrechnung im Rahmen der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, bevor auf die amtliche Lohn- und Einkom-

mensteuerstatistik eingegangen wird. Dem schließt sich die Analyse der Einkom-

mens- und Transferschichtung des DIW an. Darauffolgend werden die Mikrodaten-

sätze des Sozio-ökonomischen Panels, der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe

und der Mikrodatensatz des IAW gewürdigt.

Sollen verhaltensorientierte Aspekte in die Modellierung miteinfließen, ist auf weitere

sozialwissenschaftliche Umfragedaten zurückzugreifen. Dabei bieten sich die regel-

mäßigen Umfragedaten der ”Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwissen-

schaften” (ALLBUS) und des ”International Social Survey Program” (ISSP) an. Beide

Erhebungen liefern zwar auch Einkommensgrößen, die Stichprobengröße läßt eine

                                           
4 Vgl. Lindner, H. (1986).
5 Im Jahr 1988 standen nur die EVS aus den sechziger Jahren als vollständige Stichprobe für wis-

senschaftliche Zwecke zur Verfügung; vgl. Heike, H.-D./Hellwig, O./Kaufmann, A. (1988), S. 112.
6 Bedau, K.-D./Freitag, B./Göseke, G./Meinhardt, V./Klatt, H. (1982), S. XIV.
7 Vgl. Gyárfás, G./Quinke, H. (1993).
8 Vgl. Kasella, T. (1994).
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differenzierte Gliederung nach Herkunft und Höhe des Einkommens allerdings nicht

zu. Vorteilhaft bei diesen Umfragen ist die umfangreiche Variablenausstattung in be-

zug auf Einstellungen und Vertrauen zu staatlichen Institutionen, so daß diese Da-

tensätze zur Modellierung empirischer, verhaltensorientierter Simulationsmodelle

genutzt werden können. 

2. Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung

Über die sektoralen Einkommensentstehungskonten der Volkswirtschaftlichen Ge-

samtrechnung werden, ausgehend von der Nettowertschöpfung, die empfangenen

und geleisteten Erwerbs- und Vermögenseinkommen im Rahmen der Einkommens-

verteilungskonten in Vierteljahresabständen nachgewiesen10. Das Erwerbs- und

Vermögenseinkommen gliedert sich in der Verteilungsrechnung nach den Salden des

Einkommens aus unselbständiger Arbeit sowie aus Unternehmertätigkeit und Ver-

mögen. Letzteres wird retrograd aus der Differenz zwischen den gut erfaßbaren Ein-

kommen aus unselbständiger Arbeit und dem gesamten Volkseinkommens ermit-

telt11. Von Nachteil an dieser Vorgehensweise ist die Vernachlässigung des Saldos

aus indirekten Steuern und Subventionen, der zumindest partiell auch Einkommen

der Wirtschaftssubjekte darstellt12. Diese Abgrenzung führt dazu, daß die aus der

Einkommensumverteilung resultierenden verfügbaren Einkommen bzw. die Summe

der Einkommensverwendung größer ist als die relevante Größe der Einkommens-

verteilungsrechnung. 

Trotz dieser Probleme liefert die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung zumindest

eine Richtgröße der funktionalen Einkommensverteilung in der Bundesrepublik

Deutschland. Für Simulationszwecke bzw. zur Validierung von Steuersimulationsmo-

dellen dürfen sie jedoch nicht herangezogen werden. Gerade das Aggregat des Ein-

kommens aus Unternehmertätigkeit und Vermögen ist wegen der Berechnungsweise

und der erheblichen Differenzen zwischen den Einkommen der Unternehmen ohne

eigene Rechtspersönlichkeit sehr kritisch zu betrachten13. Außerdem muß die perso

                                                                                                                                       
9 Vgl. Bork, C./Hochmuth, U./Kleimann, R. (1998).
10 Vgl. Kopsch, G. (1988), S. 19.
11 Vgl. Kopsch, G. (1988), S. 20.
12 Vgl. dazu und zur Problematik der Behandlung der Abschreibungen Kopsch, G. (1988), S. 21 f.
13 Vgl. Schüler, K. (1988), S. 53.



4

nelle Einkommensverteilung, nicht die funktionelle, von primärem Interesse für die

Analyse distributiver Effekte steuerpolitischer Reformmaßnahmen sein.

3. Lohn- und Einkommensteuerstatistik

Die amtliche Lohn- und Einkommensteuerstatistik des Statistischen Bundesamtes

erscheint dreijährig, jedoch mit einer Zeitverzögerung von etwa sechs Jahren. Die

letzte vollständig zur Verfügung stehende Statistik stammt aus dem Jahr 1989 und

berücksichtigt lediglich das frühere Bundesgebiet14. Dies resultiert aus dem time-lag

der einkommensteuerlichen Veranlagung; die steuerstatistischen Daten müssen bis

zum 30.9 des dritten auf den Erhebungszeitraum folgenden Jahres von den Finanz-

behörden der Länder dem Statistischen Bundesamt bereitgestellt werden15.

Partiell können gegenwärtig einige Daten der 1992er Statistik direkt im Statistischen

Bundesamt erfragt werden. Dieser erhebliche Zeitverzug zwischen Erhebungs- und

Veröffentlichungszeitraum ist einerseits durch Verzögerungen bei dem Abschluß des

jeweiligen Veranlagungsjahres16 und andererseits durch umfangreiche Aufberei-

tungsarbeiten der Finanzbehörden sowie des Statistischen Bundesamtes begründet.

Naturgemäß liefert die Lohn- und Einkommensteuerstatistik die steuerrelevante, per-

sonelle Einkommensverteilung. Nachteilig an dieser amtlichen Statistik ist für umfas-

sende Verteilungsanalysen die Untererfassung von laufenden Übertragungen, da sie

teilweise nicht und bei Leibrenten aufgrund der Ertragsanteilsbesteuerung gar nicht

oder nur zu einem geringen Prozentsatz erfaßt sind. Des weiteren muß berücksich-

tigt werden, daß bestimmte Einkommensbestandteile nicht der Einkommensbesteue-

rung unterliegen und daher in der Steuerstatistik nicht nachgewiesen sind.

Die Daten aus dieser amtlichen Statistik liegen jedoch aus datenschutzrechtlichen

Gründen nicht als Mikrodaten vor, sondern es erfolgt ein tabellarischer Nachweis ag-

gregierter Größen, die in der Lohnsteuerstatistik nach dem Bruttolohn sowie dem

Gesamtbetrag der Einkünfte und in der Einkommensteuerstatistik nur nach dem Ge-

samtbetrag der Einkünfte geschichtet sind. Daten der Lohnsteuerstatistik liegen ge-

schichtet nach 32 Bruttolohnklassen vor, die Einkommensteuerstatistik klassifiziert

                                           
14 Die Statistik von 1992 wird voraussichtlich im Mai 1998 erscheinen.
15 Vgl. Statistisches Bundesamt (1995), S. 10.
16 Zensiten, die auf Antrag zur Einkommensteuer veranlagt werden, haben nach Ablauf des Veranla-

gungsjahres zwei Jahre Zeit zur Abgabe ihrer sogenannten Antragsveranlagung.
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nach 18 Klassen des Gesamtbetrags der Einkünfte17. Wir verwenden nachfolgend

diese Daten als Referenzgröße für den Vergleich mit anderen Datensätzen18.

Die in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nachgewiesene Bruttolohn- und

Gehaltssumme von 1992 wird durch die Summe der Einkünfte aus unselbständiger

Arbeit der zusammengeführten Lohn- und Einkommensteuerstatistik zu ca. 90 % er-

reicht. Der zwar nur beschränkt aussagefähige Vergleich vom Einkommen aus Un-

ternehmertätigkeit und Vermögen mit den entsprechenden steuerlichen Einkünften

führt zu einer erheblichen Differenz zwischen den Daten der Volkswirtschaftlichen

Gesamtrechnung und der Steuerstatistik. Das Einkommen aus Unternehmertätigkeit

wird durch die Summe positiver Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbe-

betrieb, selbständiger Arbeit sowie Vermietung und Verpachtung lediglich zu ca.

42 % erreicht. Ein ähnliches Verhältnis resultiert aus dem Vergleich der Vermögen-

seinkommen mit den steuerlichen Einkünften aus Kapitalvermögen. Insgesamt errei-

chen die einkommensteuerlichen Einkünfte nur einen Anteil von ca. 72 % an der

Bruttolohn- und Gehaltssumme sowie den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und

Vermögen. Dies schränkt Aussagen zur tatsächlichen Einkommensverteilung auf der

Basis der Lohn- und Einkommensteuerstatistik erheblich ein. Jedoch wird verdeut-

licht, daß das zu versteuernde Einkommen, welches aus Unternehmertätigkeit und

                                           
17 Die Bruttolohnschichtung der Lohnsteuerstatistik 1992 mit der Anzahl der Steuerpflichtigen und der

Bruttolohnsumme ist uns freundlicherweise vom Statistischen Bundesamt differenziert nach alten
und neuen Bundesländern bereitgestellt worden.

18 Selbstverständlich kann die in der Lohnsteuerstatistik ausgewiesene Bruttolohnsumme nur einen
näherungsweisen Vergleich leisten. Ein Vergleich der Bruttolohnsumme aus der Lohnsteuerstati-
stik 1992 mit der Bruttolohn- und -gehaltssumme aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung
kommt jedoch zu dem Ergebnis, daß letztere durch die Bruttolohnsumme zu 97,7 % abgedeckt
wird. Vergleicht man die Summe der positiven Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit der zusam-
mengeführten Lohn- und Einkommensteuerstatistik mit der Summe der Einkünfte aus nichtselb-
ständiger Arbeit der Lohnsteuerstatistik, ist die der zusammengeführten Statistik kleiner als die der
Lohnsteuerstatistik, obgleich es umgekehrt zu erwarten wäre. Auch die Zahl der Steuerpflichtigen
ist in der zusammengeführten Statistik um 6,6 % kleiner als in der Lohnsteuerstatistik; vgl. Statisti-
sches Bundesamt (1997b), S. 536 f. und 546.
Eine saubere Trennung zwischen lohn- und einkommensteuerpflichtigen Zensiten scheitert nicht
zuletzt wegen der mangelnden Datenverfügbarkeit. Die Bruttolohn- und -gehaltssumme stellt zu-
dem die einzig verläßliche bzw. vergleichbare Größe zwischen den verschiedenen Datensätzen
dar. Eine Aufgliederung zwischen der Lohn- und Einkommensteuerstatistik brächte dabei keinen
weiteren Informationsgewinn.
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Vermögen stammt, erheblich unter dem entsprechenden ”wahren” Einkommen

liegt19.

4. Einkommens- und Transferschichtung des Deutschen Instituts für Wirt-

schaftsforschung

Aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung, der Bevölkerungsstatistik und einer

Vielzahl primärstatistischer Erhebungen ist vom DIW eine makroökonomisch orien-

tierte Einkommensverteilungsrechnung der privaten Haushalte entwickelt worden.

Sie erscheint in einem fünfjährigen Turnus. Die aktuellste verfügbare Einkommens-

und Transferschichtung bezieht sich auf das frühere Bundesgebiet und stammt aus

dem Jahr 1992. Die Einkommens- und Transferschichtung ist in der Vergangenheit

vielfach als Datenbasis zur Simulation alternativer Steuer- und Transfersysteme ge-

nutzt worden20. 

Die Bezugsgöße für die Schichtung ist das Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkom-

men, das aus den Größen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung abgeleitet

wird21. Die Schichtung erfolgt in 20 nicht äquidistanten Größenklassen. Das DIW un-

terscheidet acht soziale Stellungen (Arbeiter, Angestellte, Beamte, Selbständige,

Land- und Forstwirte, Arbeitslose, Versorgungsempfänger und Rentner) und fünf

Haushaltsgrößen mit zwei Einkommensbezieherklassen. Hinsichtlich der Gruppie-

rung nach der jeweiligen sozialen Stellung ist festzustellen, daß die Gruppe der

Rentner eine Restgröße darstellt, in der sich Nichterwerbspersonen wiederfinden, die

von öffentlichen oder betrieblichen Sozialleistungen oder sonstigen laufenden Über-

tragungen, Vermögenseinkommen und ähnlichen Leistungen leben22. Durch Kombi

                                           
19 Diese Diskrepanz ist in der Literatur bekannt und beruht auf mehreren Ursachen: Zum einen wer-

den in der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung lineare Abschreibungen zu Wiederbeschaf-
fungswerten angesetzt, zum anderen erfaßt die Steuerstatistik die Einkommen des Veranlagungs-
jahres aufgrund des Stichtages bei der Ermittlung nicht vollständig. Eine ausführliche Dokumenta-
tion der Abweichungsgründe liefert Schüler, K. (1988), S. 54 f. Darüber hinaus ist zu vermuten,
daß ein Teil des individuellen Einkommens der Finanzverwaltung partiell nicht zur Kenntnis ge-
bracht wird.

20 Vgl. Hüther, M. (1992), S. 159 ff.; Müller, M. (1992), S. 41 ff.; Nagel, T. (1992); Bork, C. (1997).
21 Konzeptionell unterscheidet sich das in der Einkommens- und Transferschichtung ausgewiesene

Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen von dem des Statistischen Bundesamtes dadurch, daß
in den Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit die unterstellten Sozialbeiträge der Arbeitge-
ber und im Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen die nichtentnommenen Gewinne
der Unternehmen ohne Rechtspersönlichkeit nicht enthalten sind; vgl. Lindner, H./Freitag, B.
(1986), S. 152.

22 Vgl. Bedau, K.-D./Freitag, B./Göseke, G./Meinhardt, V./Klatt, H. (1982), S. 16.
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nation dieser Kriterien lassen sich insgesamt 180 Subkategorien mit zum Teil gerin-

gen bzw. überhaupt keinen Besetzungszahlen unterscheiden.

Beträchtliche Schwierigkeiten resultieren aus der Schichtung der Haushalte nach

dem Bruttoerwebs- und Vermögenseinkommen, das die Arbeitnehmer- und Arbeit-

geberbeiträge zu den gesetzlichen Sozialversicherungssystemen einschließt23. Nicht

integriert in die Basisgröße der Schichtung sind die empfangenen laufenden Übertra-

gungen; dies verursacht das Problem, daß die Richtgröße der Schichtung nicht dem

Bruttoeinkommen eines Haushalts entspricht. Grundlage vieler Haushaltsentschei-

dungen ist allerdings ein sogenanntes ”Basiseinkommen”, das die laufenden emp-

fangenen Übertragungen, aber nicht die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung

enthält24. Die starre Schichtung nach dem Bruttoerwerbs- und Vermögens-

einkommen ist dabei besonders problembehaftet, weil sie große Einkommensbe-

standteile bei der Schichtung nur unzureichend berücksichtigt. Beispielsweise sind

über eine veränderte Besteuerung der Renteneinkommen keine differenzierten Aus-

sagen über distributive Effekte möglich25.

Der Datensatz kann lediglich als Basis eines Gruppensimulationsmodells dienen;

sämtliche aus ihm gewonnenen individuellen Daten beruhen auf Durchschnittswerten

und ziehen keine individuellen, steuerrelevanten Merkmale der Haushalte in Be-

tracht. Des weiteren ist die Anlehnung an die amtliche Statistik kritisch zu beurteilen,

da das zugrundeliegende Bruttoeinkommen von dem einkommensteuerlich maßge-

benden Bruttoeinkommen deutlich abweicht26. 

                                           
23 Vgl. Bedau, K.-D./Freitag, B./Göseke, G./Meinhardt, V./Klatt, H. (1982), S. 66.
24 Vgl. Krupp, H.-J. (1975), S. 14.
25 Die Mehrheit der Rentenempfänger findet sich aufgrund eines geringen oder fehlenden Bruttoer-

werbs- und Vermögenseinkommen in der ersten Einkommensklasse, obgleich ihr tatsächliches
Bruttoeinkommen inklusive laufender Übertragungen eine Eingruppierung in einer höheren Ein-
kommensklasse erfordern würde.

26 Vgl. Abschnitt 3. Führt man sich dies vor Augen, resultiert aus der strikten Anlehnung an die
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eine verzerrte, wenn nicht gar falsche personelle Einkom-
mensverteilung. Des weiteren ist davon auszugehen, daß aufgrund von Steuervermeidungs- und
-hinterziehungstatbeständen unter Zugrundelegung des Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkom-
men ein zu hohes Steueraufkommen simuliert würde. Von daher ist dieser Faktor im Rahmen ei-
nes Modells zu berücksichtigen. Dies kann wiederum nicht individuell, sondern nur im Durchschnitt
und bestenfalls differenziert nach Einkommensklassen erfolgen. Vgl. Bork, C. (1997), S. 14.
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Im folgenden findet ein Vergleich der in der Lohnsteuerstatistik ausgewiesenen

Bruttolohnsumme mit der der Einkommens- und Transferschichtung statt27. Die Ver-

gleichbarkeit ist jedoch nur sehr eingeschränkt möglich, weil es sich bei der Lohn-

steuerstatistik um Steuerpflichtige und bei der Einkommens- und Transferschichtung

um Haushalte handelt28. Zumindest die Bruttolohnsumme innerhalb der einzelnen

Einkommensklassen sollte eine annähernde gleiche Höhe aufweisen. Dieser Ver-

gleich stößt auf Schwierigkeiten, weil die Einkommens- und Transferschichtung nur

die Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen ausweist. Diese Größe ist folglich um

die Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und um die Einkommen aus Unter-

nehmertätigkeit und Vermögen zu reduzieren29. 

Um Verzerrungen der Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen, die im

Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen enthalten sind, zu eleminieren, werden

bei dem Vergleich nur die sozialen Stellungen der Arbeiter, Angestellten, Beamten,

Versorgungsempfänger und Rentner betrachtet; sie repräsentieren insgesamt ca.

96 % der Einkommen aus unselbständiger Arbeit. Trotz approximativer Berech-

nungsweise erreicht die Bruttolohnsumme der Einkommens- und Transferschichtung

den in der Lohnsteuerstatistik nachgewiesenen Wert zu 95 %, wobei die Zahl der

Haushalte um fast 10 % höher ist als die der Steuerpflichtigen der Lohnsteuerstati-

stik30. 

                                           
27 Die fehlende Übereinstimmung der Bruttolohnschichtung der Lohnsteuerstatistik mit der der Ein-

kommens- und Transferschichtung erfordert ein Anpassen der Lohnsteuerstatistik an die Einkom-
mens- und Transferschichtung. Unter der Annahme, daß die Besetzungszahlen innerhalb der ein-
zelnen Klassen in der Lohnsteuerstatistik gleichverteilt sind, wird die Bruttolohnschichtung zerlegt
und derjenigen der Einkommens- und Transferschichtung angeglichen.

28 Allerdings handelt es sich bei den Steuerpflichtigen auch zum großen Teil um Haushalte, so daß
die unterschiedlichen Definitionen keine allzu großen Auswirkungen haben dürften.

29 Quoten der funktionalen Einkommensverteilung des Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommens
sind lediglich in bezug auf die soziale Stellung und die Haushaltsgröße verfügbar; hierzu wird auf
die vom DIW veröffentlichten Verteilungsquoten zurückgegriffen; vgl. DIW (1994). Es ist allerdings
anzunehmen, daß gerade in den höheren Einkommensklassen der Anteil der Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen deutlich höher ausfällt als in den unteren Einkommensklas-
sen. Dies wird auch im folgenden deutlich, wenn ein Vergleich der klassifizierten Bruttolohnsumme
der Lohnsteuerstatistik mit den Werten der Einkommens- und Transferschichtung erfolgt. Dabei ist
einschränkend anzumerken, daß auch die Daten aus der Steuerstatistik das tatsächliche Einkom-
men aufgrund des Gewinnermittlungsverfahrens und möglicher Sonderabschreibungen unterre-
präsentieren können.

30 Diese Vorgehensweise ist sicherlich mit Unschärfen behaftet; sie stellt allerdings ein pragmati-
sches Vorgehen dar. Da die Einkommens- und Transferschichtung aus den Daten der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung abgeleitet ist, ist ein Vergleich mit dieser aufgrund der Identität der
Ausgangsbasis kaum sinnvoll.
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Wendet man sich der Verteilung der Bruttolohnsumme innerhalb der Einkommens-

klassen zu (vgl. Abbildung 1), zeigt sich ein differenzierteres Bild. Bis zu einer Brut-

tolohnhöhe von 96.000 DM ist in der Einkommens- und Transferschichtung die Brut-

tolohnsumme deutlich unterrepräsentiert. In den drei oberen Einkommensklassen der

Einkommens- und Transferschichtung findet sich gegenüber der Lohnsteuerstatistik

eine höhere Bruttolohnsumme. Dieser - zwar unter restriktiven Annahmen31 - durch-

geführte Vergleich verdeutlicht dennoch die eingeschränkte Aussagefähigkeit einer

Verteilungsanalyse auf der Basis dieses Datensatzes.

Abbildung 1: Bruttolohnsumme der Einkommens- und Transferschichtung 1992 und
der Lohnsteuerstatistik 1992, früheres Bundesgebiet
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Angesichts dieser Verteilung scheint die Annahme der prozentualen, nach sozialer

Stellung differenzierten Aufteilung der Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen

kaum haltbar, vielmehr müßte das Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen diffe-

renziert nach der Einkommenshöhe in das Einkommen aus unselbständiger Arbeit

sowie aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zerlegt werden, was aufgrund man-

gelnder Datenverfügbarkeit scheitert. Aus einer durchschnittlichen Zerlegung folgen

erhebliche Verzerrungen, die eine Verteilungsanalyse auf dieser Basis obsolet er-

scheinen läßt32.

                                           
31 Auch bei der Konstruktion von Simulationsmodellen, die die Einkommens- und Transferschichtung

nutzen, muß aus Gründen der Datenverfügbarkeit auf restriktive Annahmen, die der Differenzie-
rung des Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommens nach steuerlichen Einkunftsarten zugrunde-
liegen, zurückgegriffen werden. 

32 Eine Aufkommensanalyse ist aufgrund der Beschränkung auf das frühere Bundesgebiet gleichfalls
kaum sinnvoll.
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5. Sozio-ökonomisches Panel (SOEP)

Vergleichbar mit der Panel Study of Income Dynamics (PSID) in den Vereinigten

Staaten33 existiert in der Bundesrepublik Deutschland seit 1984 eine Längsschnittbe-

fragung zu sozioökonomischen Gegebenheiten. Sie ist aus der Kooperation des

Sonderforschungsbereich 3 ”Mikroanalytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik”

der Universitäten Frankfurt/Main und Mannheim mit dem DIW hervorgegangen. Das

Panel besteht aus unterschiedlichen Teilstichproben; begonnen wurde mit zwei Teil-

stichproben, einerseits Haushalte deren Haushaltsvorstand nicht zu den hauptsächli-

chen Gastarbeiternationalitäten gehören, andererseits eben diese Haushalte mit ei-

nem Haushaltsvorstand türkischer, griechischer, jugoslawischer, spanischer oder

italienischer Nationalität34. Die Gastarbeiterstichprobe ist gegenüber der ersten Teil-

stichprobe überrepräsentiert, um für einzelne Nationalitäten differenzierte Untersu-

chungen durchführen zu können. Im Jahr 1990 ist während des sich anbahnenden

Wiedervereinigungsprozesses die erste Stichprobe für die neuen Bundesländer und

seit 1994/95 eine Teilstichprobe für Einwanderer erhoben worden35. Die erste Welle

startete mit der Befragung von 5.921 Haushalten und 12.245 den Haushalten zuge-

hörigen Personen36, die das 16. Lebensjahr vollendet hatten. 

Das Panel enthält u.a. folgende Themenschwerpunkte: Haushaltszusammensetzung,

Erwerbs- und Familienbiographie, Erwerbsbeteiligung, Einkommensverläufe, Ge-

sundheit und Lebenszufriedenheit. Die Teilnahme an der Befragung beruht auf frei-

williger Basis und wird nicht vergütet. Die Datenerhebung erfolgt i.d.R. durch ein In-

terview, mit dem ”Infratest Sozialforschung” beauftragt ist. Alle Auskünfte geben die

Befragten am Tag der Interviews. Hierdurch und z.B. durch die Selbsteinstufung der

Einkommenshöhe können Verzerrungen entstehen; insbesondere im Vergleich zu

einer Auskunftspflicht  oder einer dauerhaften Auskunftsangabe wie beispielsweise

das Führen eines Haushaltsbuches zur Beobachtung der Einnahmen oder Ausga-

ben37.

                                           
33 Zu detaillierten Informationen über die Panelstudie vgl. Brown, C./Duncan, G. J./Stafford, F. P.

(1996), S. 155 ff.
34 Vgl. zur ausführlichen Dokumentation des Stichprobendesigns und der Weiterverfolgungsmethodik

Hanefeldt, U. (1987) und Haisken-De New, J. P./Frick, J. R. (1996).
35 Vgl. Haisken-De New, J. P./Frick, J. R. (1996), S. 3.
36 Zur Panelmortalität vgl. Pannenberg, M./Rendtel, U. (1995), S. 6.
37 Vgl. Euler, M. (1983), S. 813 ff.
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Ein erstes Simulationsmodell zur Analyse von Aufkommens- und Verteilungswirkun-

gen von Einkommensteuerreformen ist am Sonderforschungsbereich 3 entwickelt

worden38. Gegenwärtig existiert noch ein weiteres Simulationsmodell, das Daten des

SOEP zu diesem Zweck nutzt39. Allerdings hängt die Nutzbarkeit der Daten im we-

sentlichen von der Zuverlässigkeit und der hinreichend guten Abbildung der Ein-

kommenssituation der Befragten ab. 

Wird die hochgerechnete Bruttolohnsumme des SOEP mit derjenigen aus der Lohn-

steuerstatistik verglichen, zeigt sich eine relativ gute Übereinstimmung mit den Daten

der Lohnsteuerstatistik; die 1992 amtlich nachgewiesene Bruttolohnsumme von

1.385 Mrd. DM wird mit den hochgerechneten 1.372 Mrd. DM des Sozio-ökonomi-

schen Panels nahezu erreicht. Um einen direkten Vergleich mit der Lohnsteuerstati-

stik durchführen zu können, sind zunächst einige Transformationen erforderlich: Bei

Verheirateten wird grundsätzlich eine Zusammenveranlagung unterstellt und der

Bruttolohn der Ehegatten zusammengefaßt. Das Panel beinhaltet etwa eine Million

mehr Steuerpflichtige als die Lohnsteuerstatistik, so daß der durchschnittliche Brut-

tolohn mit 49.070 DM gegenüber 51.423 DM etwas geringer ausfällt40. 

Die Einkünfte aus Gewerbebetrieb, Land- und Forstwirtschaft sowie selbständiger

Arbeit sind im Panel nur als eine zusammengefaßte Einkunftsart aufgeführt. Aller-

dings ist die hochgerechnete Summe mit 149,8 Mrd. DM gegenüber dem Nachweis

in der Steuerstatistik von zusammengenommen 224,1 Mrd. DM deutlich niedriger41.

Bei der Summe der Einkünfte aus Kapitalvermögen wird in der Steuerstatistik eine

Höhe von 53,7 Mrd. DM ausgewiesen; im Panel werden 40,4 Mrd. DM Zins- und Di-

videndeneinnahmen nachgewiesen42. Im Hinblick auf die Einkünfte aus Vermietung

und Verpachtung sind 3,8 Mrd. DM im Panel dokumentiert43. Die Steuerstatistik weist

                                           
38 Vgl. van Essen, U./Kassella, T./Landua, M. (1986).
39 Vgl. Wagenhals, G. (1996).
40 Verwunderlich dabei ist, daß Auskunftsverweigerungen bei den Fragen nach dem Bruttolohn im-

merhin eine Höhe von 11,2 % erreichen, obgleich die Befragten den Status eines voll Erwerbstäti-
gen angegeben hatten. Diese Lücke könnte aus entsprechenden Hochrechnungsfaktoren resultie-
ren, die von Welle zu Welle an einigen bestimmten Größen ausgerichtet werden. Dies wiederum
kann Verzerrungen von Variablen, die bei der Anpassung nicht berücksichtigt worden sind, zur
Folge haben.

41 Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), S. 536 f.
42 Befragte haben die Möglichkeit ihre Zins- und Dividendeneinnahmen exakt zu quantifizieren oder

aber zwischen fünf Klassen zu wählen; bei den klassifizierten Angaben sind die Klassenmittelwerte
zur Berechnung unterstellt worden.

43 Diese Summe resultiert aus Einnahmen von 40,7 Mrd. DM und gegenüberstehenden Kosten von
36,9 Mrd. DM.
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ausgeglichene negative Einkünfte in Höhe von 10,7 Mrd. DM nach44. Dies könnte als

Indiz dafür gesehen werden, daß einem Großteil der steuerlich ausgewiesenen ne-

gativen Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung keine tatsächlichen Verluste ge-

genüberstehen, da im SOEP explizit nach den tatsächlichen Kosten und nicht nach

den steuerlich relevanten Kosten gefragt wird45.

Betrachtet man jedoch die Verteilung der Steuerpflichtigen und die der Bruttolohn-

summe innerhalb der Bruttolohnklassen, zeigen sich deutliche Verzerrungen gegen-

über der Lohnsteuerstatistik.

Abbildung 2: Abweichungen in der Bruttolohnsumme und der Anzahl der Steuer-
pflichtigen des SOEP von der Lohnsteuerstatistik 1992
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Im niedrigsten Segment, dem Bruttolohn von 0 bis 5000 DM, weichen die Paneldaten

um ca. 70 % von denen der Lohnsteuerstatistik ab. Der mittlere Einkommensbereich

wird von den Daten des Panels deutlich überrepräsentiert, während derjenige ab ca.

100.000 DM stark unterrepräsentiert ist. Lediglich im Bereich zwischen 400.000 und

450.000 DM weist das Panel eine ca. 60 % höhere Bruttolohnsumme auf. Insgesamt

ist festzustellen, daß das Sozio-ökonomische Panel die amtliche Bruttolohnsumme

gut erreicht, aber dem Anspruch einer nach Einkommensklassen differenzierten

Verteilungsanalyse nur bedingt gerecht werden kann. 

                                           
44 Vgl. Statistisches Bundesamt (1997b), S. 536 f.
45 Vgl. Bork, C./Müller, K. (1997).
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6. Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)

In der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe werden regelmäßig - alle fünf Jahre -

maximal 0,3 % der Bevölkerung auf freiwilliger Basis nach ihrem Einkommen und

ihren Ausgaben befragt. Insgesamt umfaßt die aktuelle Stichprobe46 aus dem Jahr

1993 50.404 Haushalte47. Die Haushaltsgruppierung wirft dahingehend Probleme

auf, daß in einem Haushalt mehrere Steuerpflichtige bzw. Steuerfälle enthalten sein

können, d.h. zum Haushalt zählen beispielsweise auch Kinder, die bereits über ein

eigenes steuerpflichtiges Einkommen verfügen48. Aufgrund des Stichprobencharak-

ters der EVS und der naturgemäß begrenzten Fallzahl werden nur Haushalte mit ei-

nem Jahreseinkommen kleiner als 420.000 DM nachgewiesen49. Die Hochrechnung

auf die Grundgesamtheit erfolgt mit den Rahmendaten des Mikrozensus50. Vorteilhaft

ist die tiefe Ausdifferenzierung nach Einkommen, Haushaltstyp und sozialer Stellung

der Bezugsperson51. Bedingt durch die zentrale Untersuchungseinheit Haushalt wer-

den keine Personen in Anstalten oder in Gemeinschaftsunterkünften in die Stichpro-

be einbezogen. 

Hinsichtlich der Einkommen stellt die EVS auf das Haushaltsbrutto- und

-nettoeinkommen als Zielgröße ab, und unterscheidet sich damit konzeptionell von

der Steuerstatistik und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung52. Nach unter-

schiedlichen Kategorien differenzierte Ausgaben privater Haushalte finden derzeit

ausschließlich in der EVS einen Nachweis. Umfaßt das Untersuchungsobjekt also

auch konsumtive Tatbestände, wie z.B. die Berücksichtigung konsumorientierter

                                           
46 Zur Art der Stichprobenziehung Hertel, J. (1997), S. 45 f..
47 Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), S. 44 f.
48 Beabsichtigt man, Haushaltsdaten als Grundlage eines Steuersimulationsmodells zu verwenden,

muß anhand unterschiedlicher Hypothesen das ausgewiesene Haushaltseinkommen auf die im
Haushalt lebenden Steuerpflichtigen aufgeteilt werden. Dies kann zu Fehlern führen.

49 Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), S. 11.
50 Der Mikrozensus wird seit 1957 durchgeführt; der Umfang umfaßt 1 % der Bevölkerung und die

Fragestellung bezieht sich hauptsächlich auf sozioökonomische Tatbestände; vgl. Emmerling,
D./Riede, T. (1997), S. 160 ff.

51 Vgl. Statistisches Bundesamt (1997a), S. 11.
52 Vgl. Euler, M. (1985), S. 58.
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Steuern, muß auf diese Datenbasis zurückgegriffen werden. Die Ausgabedaten lie-

gen in neun Hauptkategorien mit stark differenzierter Untergliederung vor53. 

Der empirischen Forschung steht gegenwärtig eine 80 %ige faktisch anonymisierte

Substichprobe der EVS zur Verfügung. Die Daten stammen aus einem Grund- und

Schlußinterview sowie den Jahresrechnungen, in denen sämtliche Einnahmen und

Ausgaben erfaßt sind. Die im Grundinterview erfolgte Angabe der Einkommensgröße

wird im Rahmen der Aufbereitungsarbeiten einem Plausibilitätstest unter Zuhilfenah-

me der Angaben aus den Haushaltsbüchern der Jahresrechnungen unterworfen54. 

Die aggregierte Bruttolohn- und -gehaltssumme der Volkswirtschaftlichen Gesam-

trechnung wird durch die hochgerechnete EVS zu 97,6 %, das Bruttoeinkommen aus

Unternehmertätigkeit und Vermögen zu 92,7 % erreicht55. Im folgenden wird die rela-

tive Abweichung der Verteilung der Steuerpflichtigen und der dazugehörigen Brutto-

lohnsumme über die Einkommensklassen betrachtet (vgl. Abbildung 3)56.

Eine differenzierte Analyse des Bruttoeinkommens innerhalb der einzelnen Einkom-

mensklassen zeigt, daß durch das “Abschneiden” der Befragten bei einem monatli-

chen Bruttoeinkommen von 35.000 DM alle Einkommensklassen ab 200.000 DM pro

Jahr stark und diejenigen mit einem Bruttoeinkommen über 450.000 DM völlig un-

terepräsentiert sind. In allen darunterliegenden Einkommensklassen wird die Ein-

kommensverteilung - abgesehen von der niedrigsten Einkommensklasse - mit ver-

gleichsweise geringen Abweichungen erreicht.

                                           
53 Folgende Hauptkategorien sind enthalten: (1) Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren;

(2) Bekleidung, Schuhe; (3) Wohnungsmieten, Energie; (4) Möbel, Haushaltsgeräte und andere
Güter der Haushaltsführung; (5) Güter für Gesundheits- und Körperpflege; (6) Güter für Verkehr
und Nachrichtenübermittlung; (7) Güter für Bildung, Unterhaltung und Freizeit; (8) Uhren,
Schmuck, Dienstleistungen des Beherbergungsgewerbes und Güter sonstiger Art; (9) Andere
Ausgaben ohne privaten Verbrauch.

54 Vgl. Euler, M. (1983), S. 813 ff.
55 Vgl. Hertel, J. (1997), S: 46.
56 Der Bruttolohn der Steuerpflichtigen wurde aus deflationierten Mikrodaten der EVS zu den Ein-

kommen aus unselbständiger Arbeit und Pensionen aus früheren Beamtenverhältnissen berech-
net, wobei unterstellt worden ist, daß sich in einem Haushalt lediglich ein Ehepaar befinden kann.
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Abbildung 3: Abweichungen in Bruttolohnsumme und Anzahl der Steuerpflichtigen
der EVS von der Lohnsteuerstatistik 1992
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7. Mikrodatensatz des Instituts für Angewandte Wirtschaftsforschung

Dem Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung stehen zwei mit der Finanzver-

waltung abgeglichene Mikrodatenfiles zur Verfügung57. Für jeden Steuerfall liegt ein

gesonderter Datensatz vor. Diese Datensätze enthalten detaillierte Angaben zu den

einkommensteuerrechtlich relevanten Größen wie Höhe der Einkünfte bzw. des

Bruttolohns innerhalb der einzelnen Einkunftsarten, Sonderausgaben, Werbungsko-

sten, außergewöhnliche Belastungen etc. Alle Daten liegen in vollkommen anonymi-

sierter Form vor, so daß in keinem Fall auf die Herkunft eines Steuerfalls geschlos-

sen werden könnte58. Die Stichprobe bezieht sich auf Steuerfälle des gegenwärtig

nahezu vollständig vorliegenden Veranlagungsjahres 1993. 

Einer der beiden Files beinhaltet 30.914 Datensätze von Steuerfällen, deren Steuer-

schuld im Verfahren des Lohnsteuerjahresausgleichs ermittelt wird, der andere File

beschreibt 57.527 Einkommensteuerfälle59. Da die einzelnen Datensätze im Falle

des Ehegattensplittings die Informationen von zwei Personen repräsentieren, liegen

                                           
57 Vgl. Bork, C./Hochmuth, U./Kleimann, R. (1997).
58 Innerhalb eines Datensatzes existieren weder persönliche Variablen zum Geschlecht, Alter bzw.

Steuernummer noch solche zum Finanzamtsbezirk, Wohnort bzw. Landkreis des Zensiten.
59 Im File der Einkommensteuerfälle ist allerdings auch ein nicht quantifizierbarer Anteil von veran-

lagten Lohnsteuerpflichtigen vorhanden.
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die Angaben für insgesamt 137.059 steuerpflichtige Personen aus Baden-

Württemberg vor. Die Auswahl der Datensätze erfolgte nach dem Prinzip der Zufalls-

stichprobe, so daß insbesondere im Hinblick auf die hohe Zahl der gezogenen Fälle

von einer Repräsentativität der Daten für Baden-Württemberg ausgegangen werden

kann. 

Allerdings erfordert eine detaillierte Analyse kleinerer Teilgruppen, wie sie beispiels-

weise bei der Zerlegung der Population nach einzelnen Einkunftsarten oder nach

Einkommensgrößenklassen entstehen, ein entsprechend umfangreiches Ausgangs-

material. Eine Anwendung des Verfahrens der geschichteten Zufallsstichprobe, das

durch eine Überrepräsentierung kleiner Subpopulationen eine Repräsentativität auch

mit kleineren Fallzahl ermöglicht, war aus technischen Gründen leider nicht möglich.

Trotz der hohen Fallzahl kann es bei einer analytischen Zerlegung der Datenbasis zu

nicht mehr repräsentativen Zellenbesetzungen kommen. Das heißt, sobald die Stich-

probe gleichzeitig nach mehreren Kriterien, wie beispielsweise der überwiegenden

Einkunftsart und der Einkommensklasse, betrachtet wird, ist die Zahl der Steuerfälle,

die eine derartige Merkmalskombination aufweisen, unter Umständen nicht mehr

ausreichend hoch, um die Grundgesamtheit verläßlich abzubilden. Die minimale

Zellenbesetzung hängt dabei von der Höhe des noch als tolerierbar ansehbaren Zu-

fallsfehlers innerhalb der Zellen ab. Dieser Wert schwankt je nach untersuchter Va-

riable60.

Nachfolgend wird die Bruttolohnsumme der Lohnsteuerstatistik mit der der hochge-

rechneten IAW-Stichprobe in den jeweiligen Einkommensklassen verglichen (vgl.

Abbildung 4). Die Gesamtzahl der Steuerpflichtigen der Stichprobe ist um ca. 5,9 %

niedriger als in der amtlichen Statistik61. Die Bruttolohnsumme muß natürlich insge-

samt höher sein als in der Lohnsteuerstatistik, da der Bruttolohn von Einkommen-

steuerpflichtigen auch enthalten ist; dies ist mit 4,5 % auch der Fall. Analysiert man

die Verteilung der Bruttolohnsumme, ist festzustellen, daß der untere Einkommens-

bereich tendenziell unterrepräsentiert, die oberen Einkommensklassen vergleichs

                                           
60 Dies erfordert eine pragmatische Vorgehensweise: Für die hier vorliegende Datenbasis legen wir

für die minimale Zellenbesetzung einer Merkmalskombination 25 Fälle fest. Kombinationen, die
weniger Fälle aufweisen, sollten nur mit Vorsicht, besser gar nicht interpretiert werden.

61 Die zusammengeführte Lohn- und Einkommensteuerstatistik weist dagegen weniger Steuerpflich-
tige aus, so daß im Vergleich zur zusammengeführten Statistik die Zahl der Steuerpflichtigen in der
IAW-Stichprobe um 0,8 % höher ist.
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weise zu stark vertreten sind. Letzteres ist insbesondere auf die Mitberücksichtigung

der Einkommensteuerpflichtigen zurückzuführen.

Abbildung 4: Abweichungen in Bruttolohnsumme und Anzahl der Steuerpflichtigen
der IAW-Stichprobe von der Lohnsteuerstatistik 1992
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Insgesamt fallen die relativen Abweichungen von der amtlichen Statistik jedoch deut-

lich geringer aus als im SOEP oder bei der Einkommens- und Transferschichtung. Die

Spanne der relativen Abweichungen der Bruttolohnsumme reicht von –28 % in der

untersten Einkommensklasse bis zu 47 % in der Klasse von 500.000 bis unter

1.000.000 DM. Im Vergleich zur EVS wird der Bruttolohn und die Anzahl der Steuer-

pflichtigen über den gesamten Einkommensbereich abgebildet, wobei die Abwei-

chungen in den unteren Einkommensklassen allerdings höher ausfallen.

8. Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS)

Seit 1980 existiert auch in der Bundesrepublik Deutschland eine Umfragestudie, die

mit dem ”General Social Survey” in den Vereinigten Staaten oder dem ”British Social

Attitudes” in Großbritannien vergleichbar ist62. Die Erhebung verfolgt im wesentlichen

drei Ziele: Sie soll (1) die Analyse sozialer Lagen, Einstellungen, Werte und Verhal-

tensweisen sowie (2) die Beschreibung sozialen Wandels ermöglichen und (3) Daten

für Forscher ohne Primärdatenzugang bereitstellen63.

                                           
62 Vgl. ALLBUS 1994 (1995), S. 6.
63 Vgl. ebenda, S. 5.
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Als Basis eines Steuersimulationsmodells ist der Datensatz der Allgemeinen Bevöl-

kerungsumfrage der Sozialwissenschaften ungeeignet, da als einzige Einkommens-

variable nur die Summe der Nettoeinkommen abgefragt wird. Jedoch weist diese

Datenbasis andere Vorteile auf, die ihn zur Nutzung im Rahmen eines komplexeren

steuerpolitischen Simulationsmodells qualifizieren. Neben demographischen Daten

werden insbesondere Einstellungen zu unterschiedlichsten Themenkreisen erho-

ben64. Von Interesse sind dabei insbesondere die wiederholt abgefragten Einstellun-

gen zum Vertrauen zu staatlichen Institutionen bzw. zu sozialen Leistungen des

Staates. Die Verteilung bestimmter Merkmalsausprägungen der Einstellung zu staat-

lichen Institutionen können anhand demographischer Daten und kategorialer Ein-

kommensinformationen mit einem Basisdatensatz verknüpft werden, so daß in Ver-

bindung mit verschiedenen Verhaltenshypothesen Reaktionen der Zensiten auf eine

veränderte Besteuerung simuliert werden können.

9. International Social Survey Programme (ISSP)

Im Rahmen des ”International Social Survey Programme” fanden von 1985 bis 1992

länderübergreifend Befragungen zu verschiedenen Schwerpunktthemen in bis zu 17

Ländern statt. Neben Umfragen zum Familienwandel, Religion u.a. ist die Beziehung

der Befragten zum Staat sowie ihre Einstellungen zur sozialen Ungleichheit bereits

zweifach erfragt worden. 

Die Erhebung stellt eine wichtige Informationsquelle über Anschauungen zur Staats-

tätigkeit dar. Insbesondere Einstellungsfragen nehmen einen breiten Raum ein65.

Sowohl zum Umfang staatlicher Regulierung als auch zur Progressivität des Steuer-

system bis zum Widerstand gegen das staatliche Gewaltmonopol finden sich detail-

lierte Fragen. Demographische Standardfragen und Informationen über das Fami-

lieneinkommen sind ebenfalls im Datensatz enthalten. 

Die aktuelle Umfrage zur Rolle des Staates fand 1990 statt und hatte einen Umfang

von insgesamt 14.897 Befragten in neun Ländern. Davon entfielen mit 3.840 Re-

spondenten ca. 25 % auf die Bundesrepublik Deutschland. Aus den alten Bundes-

ländern stammen 2.812 aus den neuen 1.028 Fälle. 

                                           
64 Vgl. ALLBUS 1980-1994 (1995), S. 7 ff.
65 Vgl. Codebook ISSP
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Ebenfalls interessant zur Integration von Verhaltensänderungen in ein Simulations-

modell ist die Befragung zur sozialen Ungleichheit von 1992; sie erfolgte in 17 Län-

dern. In ihr werden z.B. Fragen zur persönlichen Einstellung über die Höhe der Steu-

ern für geringe, mittlere und höhere Einkommen gestellt. An dieser Befragung nah-

men 3.391 Personen in der Bundesrepublik Deutschland teil. 

10. Zusammenfassende Übersicht

In Tabelle 1 werden ausgewählte Einkommensaggregate der unterschiedlichen Da-

tensätze aus dem Jahr 1992 miteinander verglichen. Selbstverständlich sind - wie

bereits erörtert - die Daten aufgrund von Abgrenzungsunterschieden nur einge-

schränkt vergleichbar. Dennoch soll anhand der Gegenüberstellung ein Überblick

über die entscheidenden Richtgrößen gegeben werden. 

Im Jahr 1992 lebten nach den Ergebnissen des Mikrozensus 35,7 Mio. private Haus-

halte, die hochgerechneten Werte der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe bein-

halten 35,6 Mio. Haushalte. Die Angaben aus der Einkommens- und Transfer-

schichtung gelten für 28,7 Mio. Haushalte. Der Haushaltsfile des Sozio-ökonomi-

schen Panels liefert - hochgerechnet - 36,7 Mio. Fälle. Die zusammengeführte Lohn-

und Einkommensteuerstatistik schließt 27,1 Mio. Steuerpflichtige ein, wobei unter

einem Steuerpflichtigen sowohl ein einzeln Veranlagter als auch zwei zusammenver-

anlagte Steuerfälle verstanden werden. Der gewichtete Mikrodatensatz des IAW

umfaßt 28,2 Mio. originär Steuerpflichtige66 und in Verbindung mit den Daten der

Rentenbezieher, die aus dem Sozio-ökonomischen Panel integriert worden sind, 35,8

Mio. Steuerpflichtige. 

                                           
66 Da zum Zeitpunkt der Entwicklung des Mikrodatensatzes als Hochrechnungsrahmen lediglich die

Verteilung des klassifizierten zu versteuernden Einkommens vorlag, ergeben sich mehr oder weni-
ger deutliche Differenzen zu den aktuellen Ergebnissen der zusammengeführten Lohn- und Ein-
kommensteuerstatistik.
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Tabelle 1: Ausgewählte Einkommensaggregate 1992

Gegenstand der Nachweisung
Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung1)

Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe2)

Lohn- und Einkommen-
steuerstatistik3)

Mrd. DM % Mrd. DM % Mrd. DM %
Bruttolohn- und -gehaltssumme7) 1.417,70 100,0 1.362,3 96,1 1.269,48) 89,5
Bruttoeinkommen aus Unterneh-
mertätigkeit

513,81 100,0 430,7 83,8 213,59) 41,6

Bruttoeinkommen aus Vermögen 118,73 100,0 99,5 83,8 53,7 45,2
Empfangene laufende Übertragun-
gen

660,3 100,0 578,8 87,7 20,010) 3,0

Bruttoeinkommen insgesamt 2.710,5 100,0 2.471,4 91,2 1.550,2 57,2
Geleistete laufende Übertragungen7) 701,7 100,0 749,2 106,8 .. ..
Verfügbares Einkommen 2.008,8 100,0 1.722,3 85,7 .. ..

Gegenstand der Nachweisung
Einkommens- und

Transferschichtung4)
Sozio-ökonomisches

Panel5)
Mikrodatensatz des

IAW6)

Mrd. DM % Mrd. DM % Mrd. DM %
Bruttolohn- und -gehaltssumme7) 1.214,3 85,7 1.372,3 96,8 1.446,811) 102,1
Bruttoeinkommen aus Unterneh-
mertätigkeit

409,7 79,7 190,5 37,1 244,69) 47,6

Bruttoeinkommen aus Vermögen 183,0 154,1 40,4 34,0 70,6 59,5
Empfangene laufende Übertragun-
gen

517,6 78,4 382,0 57,9 515,810) 78,1

Bruttoeinkommen insgesamt 2.324,6 85,8 1.985,2 73,2 2.277,8 84,0
Geleistete laufende Übertragungen7) 685,0 97,6 .. .. 541,2 77,1
Verfügbares Einkommen 1.639,6 81,6 .. .. 1.736,6 86,4

1) Ergebnisse für private Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck (Statistisches Bundesamt (1996),
S. 660). 2) Einbezogen private Haushalte ohne Anstaltsbevölkerung und ohne Haushalte mit monatlichem Haushaltsnettoein-
kommen von 35.000 DM und mehr, deflationiert mit den Veränderungsraten der Aggregate der Volkswirtschaftlichen Gesam-
trechnungen (Hertel, J. (1997), S. 45). 3) Ergebnisse für lohn- und einkommensteuerpflichtige Personen nach der zusammen-
geführten Lohn- und Einkommensteuerstatistik (Statistisches Bundesamt (1997b), S. 536 f.). 4) Haushalte der Einkommens- und
Transferschichtung des DIW, früheres Bundesgebiet, Bruttoerwerbs- und Vermögenseinkommen aufgeteilt nach vom DIW
veröffentlichten Quoten für Einkommen aus Unternehmertätigkeit, Vermögen und unselbständiger Arbeit (DIW (1994)).
5) Berechnet aus den Daten des Sozio-ökonomischen Panels, Welle 10, 1992. 6) Ergebnisse des Mikrodatensatz des Instituts für
Angewandte Wirtschaftsforschung, deflationiert auf 1992. 7) Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit abzüglich Pflichtbei-
träge der Arbeitgeber zur Sozialversicherung. 8) Einkünfte aus unselbständiger Arbeit inklusive Pensionen und andere Bezüge
aus früheren Dienstleistungen. 9) Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit und Vermietung
und Verpachtung vermindert um Verluste; ohne nicht ausgeglichene Verluste. 10) Nur sonstige Einkünfte. 11) Bruttolohnsumme
inklusive Pensionen und andere Bezüge aus früheren Dienstleistungen.

Wegen differierender Haushaltszahlen sowie der Zugrundelegung von Steuerpflichti-

gen bei den steuerstatistischen Datensätzen weichen auch die Aggregate der funk-

tionalen Einkommensverteilung voneinander ab. Die höchste Übereinstimmung mit

den Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen erzielt die Einkommens-

und Verbrauchsstichprobe. Dies ist kaum verwunderlich, da die Daten in Anlehnung

an die Ergebnisse des Mikrozensus hochgerechnet werden67. Die Einkommens- und

Transferschichtung erreicht eine gute Übereinstimmung mit den Ergebnissen des

früheren Bundesgebiets, ist jedoch für Untersuchungen Gesamtdeutschlands un-

brauchbar. Die Lohn- und Einkommensteuerstatistik, der ohnehin andere Begriffsab-

grenzungen zugrunde liegen, erreicht - abgesehen von Einkünften aus unselbständi

                                           
67 Vgl. Euler, M. (1992), S. 467.
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ger Arbeit - die Werte der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung nicht. Sie ist aller-

dings der Maßstab für die derzeit steuerlich relevante Verteilung der Einkommen aus

unselbständiger Arbeit.

11. Abschließende Bemerkungen

Angesichts der Überlegenheit mikroanalytischer Simulationsmodelle gegenüber

Gruppensimulationsmodellen bei der Analyse differenzierter Reformmaßnahmen,

sollten Mikrodatensätze in modernen Simulationsmodellen Anwendung finden. Auf-

grund dessen steht als primärer Datensatz das SOEP, die EVS oder der Mikrodaten-

satz des IAW zur Verfügung. Keiner dieser Datensätze spiegelt die ”Wahrheit” der

bundesdeutschen Einkommensverteilung wider – jeder ist mit individuellen Mängeln

behaftet. Die EVS berücksichtigt Einkommen über 420.000 DM überhaupt nicht, in

dem SOEP sind diese Einkommenskategorien nur rudimentär und über 500.000 DM

ebenfalls nicht vorhanden. Da sehr hohe Einkommen einen großen Anteil an der

Steuerschuld aufweisen, sollten sie im Rahmen einer Steuersimulation auch Berück-

sichtigung finden. Aufgrund dessen ist es sinnvoll, den Datensatz des IAW als Basis

für obere Einkommensklassen zu verwenden. Für die mittleren und unteren Einkom-

men ist die EVS in Betracht zu ziehen, zumal darin detaillierte Angaben zu den Aus-

gaben der einzelnen Haushalte vorliegen. Somit könnte sich ein Mikrodatenfile auf

der EVS als Grundlage, ergänzt durch Informationen des IAW-Datensatzes, stützen.
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